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Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Waldeck zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, S. 1. — 
Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des am 22. April 1907 unterzeichneten Vertrags 
zwiſchen Preußen und Waldeck zur Regelung der Lotterieverhältniſſe ſowie den Austauſch der 
Ratifikationsurkunden, S. 5. 


(Nr. 10861.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Waldeck zur Regelung der Lotterie⸗ 
verhältniſſe. Vom 22. April 1907. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht 
der Fürſt zu Waldeck und Pyrmont übereingekommen ſind, einen Vertrag zum 
Zwecke der Regelung der Lotterieverhältniſſe zu ſchließen, haben die zu dieſem 
Zwecke beſtellten Kommiſſare, nämlich für Preußen der Präſident, Geheime 
Oberfinanzrat Dr. jur. Georg Strutz, der Geheime Finanzrat Otto Noelle und 
der Wirkliche Legationsrat Dr. Paul Eckardt, für Waldeck und Pyrmont der 
Landesdirektor der Fürſtentümer, Präſident Johannes von Saldern unter dem 
Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen: 


Artikel 1. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung wird für die Dauer dieſes Vertrags 
das ausſchließliche Recht eingeräumt, innerhalb des Gebiets der Fürſtentümer 
Waldeck und Pyrmont Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie zu ver⸗ 
treiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle Anordnungen, welche die Königlich 
Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie für erforderlich erachtet, in 
gleicher Weiſe wie innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets zu treffen, insbeſondere 
auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer anzuſtellen und die Geſchäfte durch 
dieſe betreiben zu laſſen. 

Artikel 2. 

Während der Dauer dieſes Vertrags wird für Rechnung der Staats⸗ 
kaſſe der Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont weder eine eigene Lotterie ein⸗ 
gerichtet werden, noch eine Beteiligung an einer ſolchen ſtattfinden. Der Ver⸗ 
trieb von Loſen oder Losabſchnitten anderer Geldlotterien oder ſolcher Lotterien, 
bei denen die Veranſtalter in Ausſicht ſtellen, an Stelle der Sachgewinne einen 
Geldbetrag zu gewähren, mögen ſolche Lotterien von einem deutſchen oder außer⸗ 
deutſchen Staate, einem Kommunalverband oder einer anderen Korporation, Ver⸗ 
einigung oder Perſon veranſtaltet werden, wird innerhalb des Gebiets der ge⸗ 
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dachten Fürſtentümer nur im Einverſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen 
Regierung geſtattet werden. Ausgenommen von dieſer Beſchränkung ſind 
Lotterien für Zwecke der Krankenpflege innerhalb der Fürſtentümer Waldeck und 
Pyrmont, ſofern die Spielkapitalien dieſer Lotterien insgeſamt 15 000 Mark 
— fünfzehntauſend Mark — innerhalb eines Jahres nicht überſteigen. 

Lotterien der in Abſ. 1 bezeichneten Art, welche für das preußiſche Staats⸗ 
gebiet oder einen Teil desſelben von der Königlich Preußiſchen Regierung zu: 
gelaſſen find, werden auf Wunſch der Königlich Preußiſchen Regierung in gleicher 
Weiſe auch innerhalb des Gebiets der Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont zu- 
gelaſſen werden. 

Artikel 3. 

Gegen das Spielen in nicht zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb 
von Loſen und Losabſchnitten ſolcher Lotterien werden für die Fürſtentümer 
Waldeck und Pyrmont geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche mit denen des 
preußiſchen Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 255) im 
weſentlichen übereinſtimmen, mit Geltung ſpäteſtens vom 1. Januar 1908 an 
erlaſſen werden. Dieſe Strafbeſtimmungen dürfen während der Dauer dieſes 
Vertrags ohne Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung weder aufge⸗ 
hoben noch abgeändert werden. 

Artikel 4. 

Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat in den Fürſten⸗ 
tümern Waldeck und Pyrmont von allen Steuern und Abgaben, für weſſen 
Rechnung ſie auch immer erhoben werden, völlig frei. : 

Auch darf daſelbſt den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſen⸗ 
lotterie wegen des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe 
für Rechnung des Staates oder eines Kommunal- oder fonftigen Verbandes auf- 
erlegt werden. | 

Artikel 5. h 

Die Behörden und Beamten der Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont | 
werden der Königlich Preußiſchen General-Lotteriedirektion und dem Vorgeſetzten 
derſelben bei der Auswahl geeigneter Perſönlichkeiten für die Stellen der König⸗ 
lich Preußiſchen Lotterieeinnehmer nach Möglichkeit behilflich ſein und allen ge⸗ 
ſetzlich begründeten Erſuchen der Königlich Preußiſchen General-Lotteriedirektion, 
ihres Vorgeſetzten und ihrer Organe ungeſäumt entſprechen. 

Die Königlich Preußiſche General⸗Lotteriedirektion wird regelmäßig vor 
der Annahme eines Lotterieeinnehmers innerhalb der Fürſtentümer Waldeck und 
Pyrmont das Gutachten der dortigen Landesregierung einholen, letzterer auch 
von jeder Annahme oder Entlaſſung eines ſolchen Einnehmers Kenntnis geben. 


Artikel 6. ö 
Die Königlich Preußiſche Regierung zahlt während der Dauer dieſes Ver⸗ | 
trags an die Staatskaſſe der Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont eine jährliche 
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Rente von 15000 Mark, in Worten „fünfzehntauſend Mark”, in zwei gleichen 
am 2. Januar und am 1. Juli jedes Jahres fälligen Raten, die erſte Rate am 
2. Januar 1908. i E 

Artikel 7. 

In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Loſe der 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl ſie den 
innerhalb der Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont anzunehmenden Lotterieein⸗ 
nehmern zum Vertriebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Ein⸗ 
richtung, die Verwaltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſen⸗ 
lotterie betreffende Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 


Artikel 8. 

Der gegenwärtige Vertrag wird vorbehaltlich der Beſtimmung im Artikel 9 
auf die Zeitdauer vom 1. Januar 1908 bis zum 30. Juni 1915 abgeſchloſſen, 
ſo daß die letzte Rentenzahlung am 2. Januar 1915 zu erfolgen hat. Der 
Vertrag gilt indes jedesmal für einen Zeitraum von 5 Jahren als verlängert, 
ſofern er nicht mindeſtens ein Jahr vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von einem 
der hohen vertragſchließenden Teile gekündigt wird. 


Artikel 9. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, Loſe für die erſte im 
Kalenderjahre 1908 abzuſpielende Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie in den 
Fürſtentümern Waldeck und Pyrmont zu vertreiben und die hierzu nötigen An⸗ 
ordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags ſchon vor deſſen Inkrafttreten zu treffen. 

Andererſeits iſt, falls dieſer Vertrag von einer Seite gekündigt und nicht 
durch einen anderen Vertrag erſetzt werden ſollte, die Regierung der Fürſtentümer 
Waldeck und Pyrmont befugt, ſofern fie alsdann nach der Endſchaft des Ber- 
tragsverhältniſſes mit der Königlich Preußiſchen Regierung eine eigene Staats⸗ 
lotterie einzurichten oder eine andere Lotterie zuzulaſſen gewillt ſein ſollte, die 
hierzu nötigen Veranſtaltungen einſchließlich des Loſevertriebs ſchon von dem dem 
Vertragsablaufe vorangehenden 1. Juni ab zu treffen oder zu geſtatten. 


Artikel 10. 
2 Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
werden; der Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſobald wie möglich in 
Berlin bewirkt werden. - 
Deſſen zu Urkund haben die beiderfeitigen Kommiſſare den gegenwärtigen 
Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 
So geſchehen zu Berlin, den 22. April 1907. 


(L. S.) Georg Strutz. (L. S.) Johannes von Saldern. 
(L. S.) Otto Noelle. 
(L. S.) Paul Eckardt. 


Schlußprotokoll sum Staats vertrage vom 22. April 1907. 


Die unterzeichneten Kommiſſare waren heute zuſammengetreten, um zum Abſchluß 
und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen dem 
Königreiche Preußen und den Fürſtentümern Waldeck und Pyrmont vereinbarten 
Staatsvertrags zu ſchreiten. 
Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den 
Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 
worden: 
I. A 

Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige König, — 

lich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der Dauer des 
Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa für Rechnung ihrer 
Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. N 


E II. 4 
Der Vertrag wird nur unter Vorausfegung der Zuſtimmung des Land. 
tags der Königlich Preußiſchen Monarchie und des Landtags der Fürſtentümer 
Waldeck und Pyrmont abgeſchloſſen. : 4 
C TIL 
Zu Artikel 2. E 
Die hohen vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber im Einverſtändniſſe, 
daß die bei Abſchluß des Vertrags für das Gebiet der Fürſtentümer Waldeck 
und Pyrmont bereits zugelaſſenen Privatgeldlotterien von der Beſtimmung im 
erſten Abſatze des Artikels 2 des Vertrags nicht berührt werden, alſo in der 
bisherigen Weiſe zugelaſſen bleiben. Nach dem Abſchluſſe dieſes Vertrags werden 
jedoch derartige Lotterien, welche nicht bereits vor dem 1. Dezember 1907 völlig 
abgeſpielt ſein müſſen, nur mit Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung 
zugelaſſen werden. | 


E 
Zu Artikel 1 und 5. 


Hat die Fürſtlich Waldeckiſche Regierung Bedenken gegen die Ernennung 
einer von der Königlich Preußiſchen General- Lotteriedirektion als Einnehmer in 
Ausſicht genommenen Perſönlichkeit, fo wird die Königlich Preußiſche Generale 7 
Lotteriedivettion ſolchen Bedenken tunlichſt Rechnung tragen. y 
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V. 
: Su Artikel 4, - 

Die hohen vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber im Einverſtändniſſe, 
daß unter „beſonderen Steuern und Abgaben“ im Sinne des zweiten Abſatzes 
nur ſolche Steuern und Abgaben zu verſtehen ſind, welche darauf abzielen, das 
Einkommen der Lotterieeinnehmer, welches fie als ſolche beziehen, in weitergehen⸗ 
dem Maße ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden Steuer⸗ 
geſetzen belaſtet werden würde. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Kommiſſaren unter⸗ 
zeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen Kom⸗ 
miſſare und der Fürſtlich Waldeckiſche Kommiſſar je eine Ausfertigung des Vers 
trags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 

So geſchehen zu Berlin, den 22. April 1907. 


Georg Strutz. Johannes von Saldern. 
Otto Noelle. 
Paul Eckardt. 


— . — — 


(Nr. 10862.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des am 22. April d. J. unter⸗ 
zeichneten Vertrags zwiſchen Preußen und Waldeck zur Regelung der Lotterie- 
verhältniſſe ſowie den Austauſch der Ratifikationsurkunden. Vom 19. De⸗ 
zember 1907. ; 


©. vorſtehend abgedruckte, zwiſchen Preußen und Waldeck am 22. April d. J. 
unterzeichnete Vertrag iſt ratifiziert worden. Die Ratifikationsurkunden find auf 
dem Poſtweg in der Weiſe ausgetauſcht worden, daß die waldeckiſche Urkunde 
am 16. d. M. in Berlin eingegangen und die preußiſche Urkunde am 17. d. M. 
von Berlin abgeſandt worden iſt. 

Berlin, den 19. Dezember 1907. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung. 
von Schoen. 
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